
SATZUNG

§ 1 Name/Geschäftsjahr

1. Der Verein führt den Namen „Förderverein Realschule Misburg“. Der Verein führt 
nach Eintragung im Vereinsregister den Zusatz „e. V.“.

2. Er hat seinen Sitz in Hannover Misburg und ist in das Vereinsregister beim Amts-
gericht Hannover eingetragen. Die Geschäftsführung erfolgt am Wohnsitz des 1. 
Vorsitzenden.

3.  Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2  Zweck des Vereins

1. Zweck des Vereins ist die Förderung von Bildung und Erziehung durch die ideelle
und finanzielle Unterstützung und Förderung der Realschule Misburg. Dieser Sat-
zungszweck wird insbesondere verwirklicht durch die gebotene Beschaffung von
Mitteln aller Art, sei es durch Beiträge oder Spenden.

2. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche
Zwecke.

3. Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 
Eine Zuwendung an Vereinsmitglieder ist ausgeschlossen. Es darf keine Person 
durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhält-
nismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Die Ausübung von Vereinsäm-
tern nach der Satzung geschieht ehrenamtlich.

§ 3  Gemeinnützigkeitsrechtlicher Status

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sin-
ne der Abgabenordnung. Als Förderverein nach § 58 Nr. 1 AO hat er seine Mittel
ausschließlich zur Förderung des in § 2 der Satzung genannten steuerbegünstig-
ten Zwecks der Körperschaft zu verwenden.

§ 4 Vereinsmitgliedschaft

1. Mitglied des Fördervereins kann jede natürliche oder juristische Person werden, 
die bereit ist, Ziele und Zwecke des Vereins zu fördern und zu unterstützen. Über 
den schriftlich zu stellenden Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand; die Ab-
lehnung eines Aufnahmeantrags bedarf keiner Begründung. Für Minderjährige
muss die schriftliche Zustimmungserklärung der/des gesetzlichen Vertreter/s vor-
gelegt werden.



2. Die Mitgliedschaft im Förderverein erlischt durch Kündigung, Tod, Ausschluss,
Erlöschen der Rechtsfähigkeit bei juristischen Personen oder Auflösung des Ver-
eins. Die Kündigung ist dem Vorstand mit einer Kündigungsfrist von einem Monat 
schriftlich zu erklären, sie ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres zulässig.

3. Ein Ausschluss des Mitglieds aus dem Verein kann aus wichtigem Grund durch 
den Vorstand erfolgen. Als wichtiger Grund gilt insbesondere vereinsschädigen-
des Verhalten innerhalb und außerhalb des Vereins, aber auch die Nichterbrin-
gung von Leistungen oder Beiträgen bei Verzug. Gegen die Ausschlusserklärung 
des Vorstands kann durch schriftlichen Antrag innerhalb eines Monats nach Zu-
gang der Erklärung die Mitgliederversammlung angerufen werden. Soweit der
Vereinsausschluss durch Mehrheitsbeschluss der anwesenden Mitglieder bei der
anstehenden Mitgliederversammlung dann bestätigt wird, ist der Beschluss über 
den Ausschluss endgültig.

§ 5 Pflicht zur Beitragszahlung

Leistungen für den Förderverein wie Mitgliedsbeiträge/außerordentliche Beiträ-
ge/Zuschüsse werden von der Mitgliederversammlung festgelegt. Einzelheiten
können auch in einer Beitragsordnung festgelegt werden, die der Zustimmung der
Mitgliederversammlung bedarf.

§ 6 Vereinsorgane

Organe des Vereins sind

 die Mitgliederversammlung
 der Vorstand.

§ 7 Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. Ihre Beschlüsse 
sind für alle Mitglieder und Organe bindend. Die Mitgliederversammlung hat das 
Recht, gefasste Beschlüsse wieder aufzuheben.

2. Die ordentliche Mitgliederversammlung ist einmal im Jahr, nach Möglichkeit in der
ersten Jahreshälfte, vom Vorstand einzuberufen. Alle Mitglieder sind unter Be-
kanntgabe der Tagesordnung und unter Einhaltung einer Frist von mindestens
zwei Wochen schriftlich einzuladen.

3. Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einbe-
rufen. Hierzu ist er verpflichtet, wenn dies ein Viertel der stimmberechtigten Mit-
glieder schriftlich unter Angabe von Gründen beantragt. In diesem Fall sind alle



Mitglieder unter Bekanntgabe der Tagesordnung und unter Einhaltung einer Frist 
von mindestens zwei Wochen einzuladen.

4. Anträge zur Mitgliederversammlung sind spätestens eine Woche vor der Mitglie-
derversammlung beim 1. Vorsitzenden schriftlich einzureichen. Über die Aufnah-
me von verspätet gestellten Anträgen in die Tagesordnung entscheidet der Vor-
stand mit einfacher Mehrheit.

5. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig unabhängig von der Zahl der er-
schienenen Mitglieder.

§ 8 Aufgaben der Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliederversammlung ist für folgende Angelegenheiten zuständig:

 die Wahl des Vorstands

 die Entgegennahme des Jahres- und Kassenberichts des Vorstands, des 
Berichts der Kassenprüfer und Erteilung der Entlastung

 die Wahl von zwei Kassenprüfern

 Festsetzung der Beiträge

 die Beschlussfassung über Satzungsänderungen (3/4Mehrheit) und alle 
sonstigen ihr vom Vorstand unterbreiteten Anträge

§ 9 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der an-
wesenden stimmberechtigten Mitglieder, soweit sich aus dem Gesetz oder der 
Satzung nichts anderes ergibt. Eine Vertretung zur Stimmabgabe ist unzulässig. 
Juristische Personen können sich durch ausgewiesene vertretungsberechtigte 
Personen vertreten lassen.

2. Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins bedürfen einer Mehrheit der
Stimmen von drei Vierteln der anwesenden stimmberechtigten Vereinsmitglieder.
Die Beschlussfassung erfolgt durch offene Abstimmung, auf Antrag eines Mitglie-
deserfolgt sie in geheimer Abstimmung. Stimmenthaltungen bleiben außer Be-
tracht.

3. Kommt es bei der Wahl der Vorstandsmitglieder oder bei der Wahl der Kassen-
prüfer zu Stimmengleichheit, so findet eine Stichwahl statt. Bringt auch diese kei-
ne Mehrheit für einen Kandidaten, so wird durch Los entschieden.



4. Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der 1. Vorsitzende, bei dessen
Verhinderung der 2. Vorsitzende. Der Vorsitzende ist berechtigt, für einzelne Ta-
gesordnungspunkte den Vorsitz/die Leitung an eine andere Person zu übertra-
gen.

§ 10 Vorstand

1. Der Vorstand besteht aus dem 

 1. Vorsitzenden,

 dem 2. Vorsitzenden und

 dem Schatzmeister

Sie vertreten den Verein im Sinne des § 26 BGB gerichtlich und außergerichtlich 
und zeichnen als gesetzliche Vertreter. Alle Vorstandsmitglieder sind einzeln ver-
tretungsberechtigt.

2. Weiteres Vorstandsmitglied ist der Schriftführer. Dem Schriftführer obliegt die 
Protokollführung von Sitzungen und Versammlungen sowie der Schriftverkehr 
des Vereins im Einvernehmen mit dem Vorstand.

3. Beschlussfähigkeit ist gegeben, wenn mehr als die Hälfte der Vorstandsmitglie-
deranwesend sind.

§ 11 Wahl des Vorstands

1. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren
gewählt. Er bleibt bis zur Neu- bzw. Wiederwahl des nachfolgenden Vorstands im
Amt.

2. Nur Mitglieder des Vereins können Vorstandsmitglieder werden.

3. Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Amtsperiode vorzeitig aus, so
bestimmt die Vorstandschaft durch Beschluss mit einfacher Mehrheit ein kom-
missarisches Vorstandsmitglied bis zur nächsten Mitgliederversammlung.

4. Mit Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet automatisch auch das Amt als 
Vorstand.



§ 12 Aufgaben und Zuständigkeiten des Vorstands

1. Dem Vorstand sind alle Aufgaben des Vereins übertragen. Der Vorstand kann in-
tern eine Aufgaben- und Zuständigkeitsregelung festgelegen. Dem Vorstand ob-
liegt insbesondere der Umgang mit Behörden und Verbänden, die Entscheidung 
über alle Vertragsabschlüsse, deren Änderung und Kündigung sowie alle weite-
ren rechtsgeschäftlichen Verpflichtungen.

2. Zur Zuständigkeit des Vorstands gehören unter anderem:

 Entscheidung über die Aufnahme neuer Mitglieder;
 Durchführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung
 Delegation von Aufgaben und Einsetzung von Ausschüssen
 Entscheidung über alle erhobenen Widersprüche.

§ 13 Aufgaben und Zuständigkeiten des Schatzmeisters

Der Schatzmeister ist für die ordnungsgemäße Kassenführung, Buchung der
Einnahmen und Ausgaben, Rechnungslegung und Sicherung des Vereinsvermö-
gens verantwortlich. Dem Schatzmeister kann durch Beschluss des Vorstands 
das Spendenwesen übertragen werden.

§ 14 Aufgaben und Zuständigkeiten der Kassenprüfer

Die Kassenprüfer werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei
Jahren gewählt. Sie haben das Recht, die Vereinskasse und die Buchführung je-
derzeit zu überprüfen. Über die Prüfung der gesamten Buch- und Kassenführung
haben sie der Mitgliederversammlung Bericht zu erstatten. Das Prüfungsrechter-
streckt sich nur auf die buchhalterische Richtigkeit, nicht auf die Zweckmäßigkeit
der Vorgänge.

§ 15 Protokollierung

Der Verlauf der Mitgliederversammlung ist zu protokollieren. Das Protokoll der
Mitgliederversammlung wird vom Schriftführer und vom Versammlungsleiter
unterzeichnet.

§ 16 Satzungsänderungen aus rechtlichen Gründen

Werden aus rechtlichen Gründen Änderungen des Satzungstextes notwendig, 
können sie vom Vorstand in eigener Zuständigkeit vorgenommen werden, sofern 
dadurch der Wesensgehalt der Satzung nicht berührt wird.



§ 17  Auflösung des Vereins

1. Über die Auflösung des Vereins beschließt eine zu diesem Zwecke besonders 
einberufene Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von drei Vierteln der an-
wesenden stimmberechtigten Mitglieder, vorausgesetzt mindestens ein Viertel al-
ler stimmberechtigten Vereinsmitglieder ist anwesend. Ist diese Zahl nicht er-
reicht, muss innerhalb von zwei Wochen eine neue Mitgliederversammlung ein-
berufen werden, die alsdann mit einer Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden 
stimmberechtigten Vereinsmitglieder die Auflösung beschließt. Darauf ist in der 
Einladung hinzuweisen.

2. Eine beschlossene Auflösung hat der Vorstand durchzuführen.

3. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen an die Stadt Hannover, die es unmittelbar und ausschließlich für ge-
meinnützige Zwecke für die Realschule Misburg zu verwenden hat.

Hannover, 24.11. 2003


